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1.
Ausbildungsmarkt im Sommer 2006
a) HDE-Vorstand zur Ausbildungssituation

Der Einzelhandel will auch in diesem Jahr einen herausragenden Beitrag zur Einhaltung der Ziele des Ausbildungspaktes leisten. Die Unternehmen des Einzelhandels haben eine außerordentlich hohe Ausbildungsbereitschaft, die in der überdurchschnittlichen Ausbildungsquote von 7,1 Prozent zum Ausdruck kommt. So haben die Einzelhandelsunternehmen in den beiden zurückliegenden Jahren die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge um 13 Prozent allein in den Berufen Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel und Verkäufer/in sehr deutlichen erhöht. 2006 zeichnet sich aufgrund von Meldungen aus Unternehmen und der Bundesagentur für Arbeit eine weitere Steigerung ab. Bis Ende Mai wurden in Ostdeutschland rund 20 Prozent und in Westdeutschland etwa vier Prozent mehr Ausbildungsplätze im Einzelhandel angeboten als im Vorjahreszeitraum. Angesichts dieser Zahlen ist die Kritik von Gewerkschaften und Teilen der Politik verfehlt. Statt sich mit Schuldzuweisungen hervorzutun, sollte besser nach Lösungen gesucht werden, um noch mehr Jugendlichen die Chance auf einen Ausbildungsplatz zu geben. 

Die duale Ausbildung ist in das Beschäftigungssystem integriert. Daher ist Wirtschaftswachstum die wichtigste Voraussetzung für mehr Ausbildungsplätze. Um mehr Unternehmen zur Ausbildung zu motivieren, müssen die Kosten der Ausbildung niedrig gehalten werden. Deshalb sollte es in der Tarifpolitik keine Kostensteigerungen für Ausbildung geben und alle ausbildungsrelevanten Regelungen sollten auf das gesetzliche Mindestniveau zurückgeführt werden. Insbesondere muss die Ausbildungsreife der Bewerber verbessert werden. Bei der weiter notwendigen Modernisierung und der Schaffung neuer Berufe sollte das Muster der aufeinander aufbauenden Einzelhandelsberufe Verkäufer und Kaufmann im Einzelhandel übernommen werden, das den Betrieben Wahlmöglichkeiten gibt. Der Vorstand des HDE appelliert darüber hinaus an alle derzeit noch nicht ausbildenden Handelsunternehmen, die Aufnahme von Ausbildungs- und Qualifizierungsaktivitäten in Erwägung zu ziehen. Wer ausbildet, sichert die Zukunft seines Unternehmens.
b) BMWi Glos engagiert sich

Der Bundesminister für Wirtschaft und Technologie, Michael Glos: will dafür sorgen, dass sich wieder mehr Betriebe in der Ausbildung engagieren: „Wir müssen auf die angespannte Lage auf dem Lehrstellenmarkt und die zurückgehende Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen reagieren und das Angebot an Ausbildungsmöglichkeiten optimieren und flexibilisieren. Die berufliche Bildung muss für Betriebe auch in schwierigen Zeiten attraktiv sein. Nur so können wir die Qualifizierung junger Menschen in Deutschland in ausreichendem Maße sicherstellen. Dies ist auch aus demografischen Gründen absolut notwendig, um langfristig den Wirtschaftsstandort Deutschland im internationalen Wettbewerb abzusichern."

Pünktlich zum Start des am 1. August beginnenden neuen Ausbildungsjahres bringt das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie fünf neue Ausbildungsberufe auf den Markt:

· Fachkraft für Küchen-, Möbel- und Umzugsservice
· Fachangestellte/r für Markt- und Sozialforschung
· Servicefachkraft für Dialogmarketing

· Kaufmann/Kauffrau für Dialogmarketing sowie
· Verfahrensmechaniker/in für Kunststoff- und Kautschuktechnik mit neuen Schwerpunkten.

Das BMWi erläutert: Mit den neuen Berufen werden Branchen und Tätigkeitsfelder erschlossen, in denen bisher kaum oder gar nicht ausgebildet wurde. So fehlten im Bereich Markt- und Sozialforschung bisher qualifiziert ausgebildete Fachkräfte, die die Forscherinnen und Forscher durch Übernahme der organisatorischen, technischen und administrativen Tätigkeiten entlasten. Diese Lücke wird nun durch die Fachangestellten für Markt- und Sozialforschung geschlossen. Die Ausbildung in dem neuen Beruf ist damit auch und gerade für Freiberufler interessant. Mit der Fachkraft für Küchen-, Möbel- und Umzugsservice können dienstleistungsorientierte Möbelhäuser zukünftig ihre Monteure selbst qualifizieren. Auch die Dialogmarketing-Branche kann mit den beiden aufeinander aufbauenden 2- und 3-jährigen Ausbildungsberufen nunmehr praxisnah ausbilden.

Darüber hinaus wurden 14 bestehende Ausbildungsgänge grundlegend modernisiert.

Laut Minister Michael Glos müssen die Betriebe wieder mehr Interesse am Ausbilden bekommen; sie dürfen nicht durch bürokratischen Hürden abgeschreckt werden. Daher wird das BMWi zusammen mit den Experten aus der Praxis

· die Inhalte der Ausbildungsordnungen straffen. Sie übersichtlicher und anwendbarer gestalten, um so den Betrieben kostspielige Ausbildungsverbünde und überbetriebliche Lehrlingsunterweisung zu ersparen,

· Prüfungsinhalte und Prüfungsverfahren entschlacken und vereinheitlichen,

· kürzere Ausbildungsgänge für spezialisierte Branchen und praktisch begabte Jugendliche anbieten,

· neue Möglichkeiten für aufeinander aufbauende Berufe mit Abschlüssen sowohl nach zwei als auch nach drei Jahren nach dem Bedarf der Unternehmen anbieten. Sie sollen zudem die Weiterentwicklungschancen der Jugendlichen im Sinne lebenslangen Lernens verbessern.
Bei einem Empfang von rund 100 Ausbildungsverantwortlichen von HWKn und IHKn hat Glos für das Engagement bei der Schaffung neuer Ausbildungsplätze gedankt und zu weiteren Anstrengungen aufgerufen. Durch Überzeugungsarbeit vor Ort sei es den Kammern und Wirtschaftsverbänden gelungen, allein im Jahre 2005 rund 64.000 neue Ausbildungsplätze einzuwerben. 40.000 Unternehmen wurden dafür gewonnen, erstmals junge Menschen auszubilden. Das Ziel des Nationalen Paktes für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs (30.000 neue Ausbildungsplätze) wurde um mehr als das Doppelte übertroffen. Bundesminister Glos: "Die Anstrengungen der Wirtschaft, neue Ausbildungsplätze zu schaffen, verdienen Anerkennung. Ich bin zuversichtlich, dass die Ziele des Ausbildungspaktes auch in diesem Jahr nicht nur erreicht, sondern wiederum übertroffen werden. Ich werde auch persönlich dafür sorgen, dass sich wieder mehr Betriebe in der Ausbildung engagieren." Daneben will die Bundesregierung das erfolgreiche Programm zur Förderung des Einstiegs in Ausbildung (EQJ-Programm mit 192 € Praktikumsvergütung und 102 € Sozialversicherungsbeitrag) um drei Jahre verlängern. Das Ausbildungsprogramm Ost, das 13.000 Ausbildungsplätze fördert, wird entgegen der ursprünglichen Planung fortgesetzt. Mit 100 Mio. € wird die Bundesregierung mit dem Programm "Jobstarter" insbesondere durch Ausbildungsverbünde neue Ausbildungsmöglichkeiten schaffen und vorhandene Ausbildungshemmnisse abbauen.

c) DIHK-Umfrage

Nach den Ergebnissen einer Umfrage des DIHK ist die mangelnde Ausbildungsreife von Schulabgängern das wichtigste Ausbildungshemmnis – und folgerichtig sehen fast zwei Drittel der Befragten in einer besseren schulischen Vorbildung den bedeutendsten Ansatz zur Lösung der Probleme auf dem Ausbildungsmarkt. Also sind Eltern und Schule besonders gefordert, zumal als Manko unzureichende Leistungsbereitschaft und eine zu geringe Motivation von Bewerbern hinzukommt. Weitere sehr häufig genannte Problembereiche sind die wirtschaftlichen Perspektiven und nicht vorhandene Übernahmemöglichkeiten. Recht selten genannt werden die Argumente „Ausbildung zu teuer“, „Kann nicht alle Qualifikationen vermitteln“. Auch „Auszubildende sind zu oft in der Berufsschule“ wird selten genannt. Gleichwohl hält ein Drittel der Befragten eine bessere Organisation des Berufsschulunterrichts für nötig. Ein knappes Viertel sieht in der Senkung der Ausbildungsvergütungen einen Lösungsansatz. Dass bessere Beschäftigungsperspektiven helfen, liegt nahe. 

Mit nur 8,0% Nennungen scheinen aus Sicht der Antwortenden neue  Berufe nur ein geringes Lösungspotential zu haben; dabei ist diese Frage in so abstrakter Form nur schwer zu beantworten. Betriebe können eine solche Frage sicher besser beurteilen, wenn sie ein konkretes Berufsprofil genannt bekommen, das sie mit Blick auf Einsatzmöglichkeiten in ihrem Unternehmen prüfen können. Die Entwicklung neuer Berufe bleibt daher auf der Tagesordnung für die Berufsbildungspolitik – Wie anders sollen die von der Wirtschaft in einer dynamisch sich verändernden Arbeitswelt benötigten Fachkräfte auch qualifiziert werden??

DIHK-Umfrage zu Ausbildungshemmnissen und möglichen Lösungen (2006)
	Ausbildungshemmnisse
	Lösungen

	Merkmal
	Antworten in %
	Merkmal
	Antworten in %

	Mangelnde Ausbildungsreife der Schul-abgänger
	49,6
	Bessere schulische Vorbildung der Bewerber
	62,7

	Unsichere wirtschaftliche Perspektive
	32,9
	Finanzielle und steuerliche Anreize
	52,5

	Können Auszubildende nicht übernehmen
	24,9
	Bessere Beschäftigungsperspektiven
	39,8

	Auszubildende sind zu viel in der Berufsschule
	17,7
	Bessere Organisation des Berufsschulunterrichts
	33,5

	Eigene Ausbildung zu teuer
	13,0
	Senkung der Ausbildungsvergütungen
	23,3

	Können nicht alle Fertigkeiten vermitteln
	7,3
	Größere Freiheit bei der Ausbildung
	15,6

	Benötigen Fachkräfte mit Studien-abschluss
	3,6
	Neue Ausbildungsberufe
	8,0

	
	
	Andere Maßnahmen
	4,5


Quelle: Die Welt vom 21.06.2006 unter Berufung auf den DIHK
d) Zu guter Letzt: Gewerkschaften
Die Gewerkschaften sprechen vom Scheitern des Ausbildungspaktes und fordern eine Ausbildungsabgabe sowie einen Umlagefonds für die berufliche Weiterbildung. Das sind alte Sprüche und Vorschläge, die nichts zur Verbesserung der Lage beitragen können, ganz im Gegenteil. Dies müsste bei den Gewerkschaften eigentlich bekannt sein. Sie fordern darüber hinaus aber auch Maßnahmen, die durchaus einen Beitrag leisten können – und auch von anderen gefordert werden bzw. bereits umgesetzt werden. Dazu zählen mehr Ausbildungsverbünde, mehr ausbildungsbegleitende Hilfen (abH), umfassenden Berufswahlkundeunterricht in der SEK I und II, mehr Betriebspraktika für Schüler, regelmäßige Betriebspraktika für Lehrer und Lehrerinnen.
2.
Ausbildung: Beiträge aus Handelsunternehmen 
a) Ingram Micro: Ausbildung mit Tradition und Zukunft 

Die Ingram Micro Distribution GmbH, der größte Distributor für Produkte der Informationstechnologie (IT) in Deutschland, weitet mit dem Ausbildungsbeginn im September diesen Jahres seine Ausbildungskapazitäten um 20 % auf insgesamt 120 junge Menschen aus. 15 Ausbildungsplätze sind noch offen. In der Konzernzentrale des Großhändlers in Dornach bei München sowie im firmeneigenen Logistiklager im niederbayerischen Straubing sollen ab September diesen Jahres 40 junge Menschen in ihren Beruf starten können, das sind 20 mehr als im Vorjahr. Bei Ingram Micro stehen nicht nur die klassischen Ausbildungsberufe wie Groß- und Außenhandelskaufmann/-frau oder Bürokaufmann/-frau, sondern auch die unterschiedlichsten IT- und Logistikberufe auf dem Programm. Das Unternehmen bildet seit mittlerweile 16 Jahre aus: "Damit stellen wir uns ganz klar unserer unternehmerischen und gesamtgesellschaftlichen Verantwortung und finden gleichzeitig eine Lösung, qualifizierten Nachwuchs zu rekrutieren", erklärt Thomas Perlitz, Personalchef bei Ingram Micro die Motivation. Rolf Piehl, Ausbildungsleiter bei Ingram Micro, ergänzt: "Wir sind sehr stolz darauf, in dieser Zeit gegen den allgemeinen Trend in Deutschland unser Ausbildungsangebot immer weiter aus- und aufgebaut zu haben. Die Ausbildung bei Ingram Micro ist hoch professionell und zielt auf Eigenverantwortlichkeit und Eigenengagement. Ich lade jeden jungen Menschen mit einem qualifizierten Schulabschluss ein, der sich für unsere dynamische Branche und ihre spannenden Produkte begeistern kann, seine Bewerbungsunterlagen an uns zu richten." 

(Quelle: BVT-Chef-Info 22/06)

b) Lidl

Lidl setzt seinen Expansionskurs bei der Bereitstellung von Ausbildungsplätzen fort. In 2006 sollen wie auch im vergangenen Jahr über 750 neue Auszubildende eingestellt werden. Damit hat sich binnen sehr kurzer Zeit die Ausbildungsleistung des Unternehmens nachhaltig gesteigert.
c) Metro Group

Die METRO Group stellt für das kommende Ausbildungsjahr wiederum rund 3.000 Ausbildungsplätze bereit und strebt damit erneut die hohe Vorjahreszahl an. Auch im Jahr 2006 wird das Unternehmen seiner Ausbildungsverantwortung mehr als gerecht und leistet somit einen wichtigen Beitrag zum Ausbildungspakt in Deutschland. Die METRO Group bildet derzeit in 21 Ausbildungsberufen aus und stellt überdies noch zusätzliche Ausbildungsplätze im dreistelligen Bereich für das Programm "Einstiegsqualifizierung".

"Die Ausbildung und Qualifizierung junger Menschen ist uns seit Jahren ein besonders wichtiges Anliegen," erklärt Zygmunt Mierdorf, Personalvorstand der METRO Group. "Auch in 2006 möchten wir zahlreiche junge Leute für unsere Branche begeistern und zeigen, dass der Handel ein spannendes Tätigkeitsfeld mit ausgezeichneten Aufstiegschancen ist."

Zusätzlich ist die METRO Group auf dem Gebiet der benachteiligten Jugendlichen sehr aktiv. Seit 2004 existiert das Programm VAMB (Verzahnte Ausbildung der METRO Group mit den Berufsbildungswerken). Lernbehinderte Jugendliche mit Ausbildungsverträgen bei sieben Berufsbildungswerken in Deutschland absolvieren den praktischen Teil ihrer Berufsausbildung in den Märkten der METRO Group. Ab September 2006 kommen drei weitere Berufsbildungswerke im Großraum Berlin hinzu. Somit ergibt sich dann allein in diesem Benachteiligtenprojekt eine Gesamt-Teilnehmerzahl von rund 100 jungen Menschen.

Mit ihrem vielfältigen Angebot für Berufsanfänger ist die METRO Group einer der größten Ausbilder in Deutschland. Mit einer Ausbildungsquote von 8,4 Prozent belegt das Unternehmen nach einer aktuellen Studie des Handelsblatts (Ausgabe vom 1.6.2006) den dritten Platz innerhalb der Dax-Konzerne. Im Februar 2006 hatte die Bundesagentur für Arbeit "die vorbildlichen Ausbildungsleistungen der METRO Group" mit ihrem "Ausbildungszertifikat" ausgezeichnet.

d) Karstadt

Karstadt Warenhaus hat in 2006 sein Ausbildungsplatzangebot gegenüber dem Vorjahr um rund 400 auf etwa 1.000 Ausbildungsplätze gesteigert.
e) Edeka

2006 strebt die EDEKA-Gruppe, so Jens Kettler, "eine leichte Steigerung" der Neuausbildungsverträge im Vergleich zum Vorjahr an, um den Verpflichtungen des Ausbildungspakts weiterhin gerecht zu werden. Das heißt, dass weit über 4000 junge Menschen bei Edeka ins Berufsleben starten werden. 2005 absolvierten exakt 4084 Azubis bei EDEKA ihr erstes Ausbildungsjahr.
f) REWE
„Die unternehmerische Selbständigkeit mit einem eigenen Betrieb oder als angestellter Manager ist eine echte berufliche Alternative, mit der sich junge Menschen gar nicht früh genug auseinander setzen können.“ Das hat Dr. Achim Egner, Sprecher des Vorstands der REWE Group, beim Finale des Wettbewerbs „Schüleridee des Jahres 2006“ am Donnerstag (22.06.) in Köln unterstrichen. Mit dem REWE-Partnerschaftsmodell unterstützt der zweitgrößte deutsche Lebensmittelhändler seit über 25 Jahren überaus erfolgreich die Gründung selbständiger Existenzen. „Dabei sind unternehmerische Initiative, Eigenverantwortung, persönlicher Einsatz, Risikobereitschaft, soziale Kompetenz und umfassende betriebswirtschaftliche Kenntnisse oft wichtiger als das erforderliche Startkapital“, ermunterte Egner die Schülerinnen und Schüler bei der Preisverleihung für die besten Gründungsideen in der Kölner REWE Zentrale.

Die REWE Group lege schon bei der qualifizierten Berufsausbildung ihrer 6.900 Azubis in Deutschland den Grundstein für eine Karriere als selbständiger REWE-Kaufmann. Das REWE-Partnerschaftsmodell, nach dem schon jetzt mehr als 1.200 Märkte der Gruppe betrieben werden, bezeichnete der Vorstandssprecher als wohl „erfolgreichstes Mittelstandsmodell auf privater Basis“. Jedes Jahr gingen bis zu 50 Existenzgründer mit Supermärkten in Partnerschaft mit der REWE Group an den Start.

In ihren Ausbildungsleistungen will die REWE Group auch im laufenden Jahr nicht nachlassen. "Wir werden wieder unseren Beitrag zum Ausbildungspakt leisten und damit unserer gesellschaftlichen Verantwortung gegenüber der Jugend nachkommen“, betonte Egner gegenüber NRW-Wirtschaftsstaatssekretär Dr. Jens Baganz. „Als einer der größten Ausbildungsbetriebe des Landes wollen und können wir aber keine Abstriche an die Qualität der beruflichen Ausbildung machen und deshalb nicht beliebig über unsere Ausbildungsmöglichkeiten hinausgehen“, so der REWE-Chef. Im vergangenen Jahr hat das Unternehmen bereits 450 Ausbildungsplätze über den eigenen Bedarf hinaus besetzt. In den vergangenen fünf Jahren hat die REWE Group allein in Deutschland mehr als 13.000 Auszubildende neu eingestellt.

g) dm-drogeriemärkte

Rund 800 jungen Menschen bietet dm-drogeriemarkt im kommenden Lehrjahr 2006/2007 in Deutschland die Chance auf eine qualifizierte Ausbildung - eine erneute Rekordzahl für das Karlsruher Handelsunternehmen. dm wächst stetig, das gilt sowohl für den Umsatz als auch für die Anzahl der Filialen. Um den wachsenden Bedarf an qualifizierten Mitarbeitern zu decken, bildet dm seit Jahren eigenen Nachwuchs aus. Die Lehrlinge können in den rund 850 dm-Märkten, den drei Logistikzentren oder der Karlsruher Zentrale einen von neun Ausbildungsberufen erlernen. "Jede Gesellschaft braucht für ihre Weiterentwicklung verantwortungsbewusste Individuen. Zu solchen Mitgestaltern können junge Menschen jedoch nur heranreifen, wenn sie sowohl beruflich als auch persönlich gefordert und gefördert werden. Als gewissenhafter Ausbilder, der in den vergangenen sieben Jahren mehr als 4.000 jungen Menschen den Start ins Berufsleben ermöglicht hat, nimmt dm hier eine wichtige Funktion ein", sagt Prof. Götz W. Werner, dm-Gründer und Vorsitzender der Geschäftsführung. 
90 Prozent der geplanten Lehrstellen in den dm-Märkten sind für Drogisten vorgesehen. Im sechsten Jahr in Folge legt dm-drogeriemarkt damit einen Schwerpunkt auf diesen traditionsreichen und vielseitigen Beruf. "Um ihre Kunden stets kompetent beraten zu können, setzen sich die angehenden Drogisten intensiv mit der Ware, ihren Inhaltsstoffen und deren Wirkungen auseinander. Sie sind Experten rund um die Themen Schönheit, Wellness, Gesundheit und Fotografie. Daneben eignen sich unsere Lehrlinge in Berufsschulfächern wie Rechnungswesen, Warenwirtschaft oder Kassenwesen die notwendigen Kenntnisse für die klassischen Aufgaben im Einzelhandel an", informiert Manfred Stoffel-Kehry, der als dm-Geschäftsführer für das Ressort Mitarbeiter verantwortlich ist. 
Bei der Ausbildung seiner Lehrlinge achtet dm sowohl auf die fachliche Qualifikation als auch auf die persönliche Entwicklung des Nachwuchses. "Uns ist selbständiges Handeln wichtig. Schon früh geben wir unseren Lehrlingen daher die Gelegenheit, eigene Aufgaben verantwortlich zu übernehmen", erklärt Manfred Stoffel-Kehry. Neben dem Vertrauen in die Fähigkeiten der Lehrlinge fördert der Ausbildungsbestandteil "Abenteuer Kultur" ihre kreative Entfaltung und das Selbstbewusstsein. Der Mitarbeiterverantwortliche erläutert, was sich dahinter verbirgt: "Unsere Lehrling nehmen an zwei jeweils achttägigen Theaterworkshops teil, in denen sie Stücke erarbeiten - betreut von professionellen Schauspielern und Regisseuren. Die Lehrlinge sind künstlerisch aktiv, üben in der Gruppe zu arbeiten sowie vor und für Menschen zu sprechen. Jeder Workshop mündet in einer abschließenden Präsentation vor Verwandten, Freunden und Kollegen." 

h) Und viele weitere Ausbildungsleistungen
Diese Beispiele bieten nur einen Auszug aus dem großen Kreis kleinerer, mittlerer und großer, aber immer ausbildungsaktiver Unternehmen im Handel. In vielen Handelsunternehmen gehört es „zum guten Ton“, ist es Normalität, bei der Eröffnung neuer Niederlassungen oder Filialen zugleich auch neue Ausbildungsplätze einzurichten.
3. Bildungsbericht 2006 
Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK) und das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) haben am den gemeinsamen Bericht zur "Bildung in Deutschland" vorgelegt. Der nationale Bildungsbericht mit dem Schwerpunktthema "Migration" gibt zum ersten Mal einen Überblick über "Bildung im Lebenslauf" von der frühkindlichen Bildung über die allgemein bildende Schule, die berufliche Bildung und die Hochschule bis hin zur Weiterbildung im Erwachsenenalter. Für KMK-Präsidentin Ute Erdsiek-Rave und BMBF-Staatssekretär Michael Thielen markiert der Bericht den Einstieg in eine kontinuierliche nationale Berichterstattung zur Leistungsfähigkeit des Bildungswesens: "Durch die Bildungsberichterstattung können Bund und Länder bildungspolitische Entscheidungen auf einer deutlich verbesserten Grundlage treffen." Zudem bildet der Bericht eine fundierte Basis für die öffentliche Debatte. Künftig soll alle zwei Jahre ein Bildungsbericht erscheinen.

Ein wesentliches Ergebnis des ersten Berichts ist die in den vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich gestiegene Bildungsbeteiligung und Qualifikation der Bevölkerung. Davon profitierten insbesondere Frauen. Gleichzeitig stellt der Bericht fest, Bildungserfolg und soziale Herkunft seien über alle Bildungsbereiche hinweg stark gekoppelt. Dies betreffe vor allem junge Menschen mit Migrationshintergrund.

Erdsiek-Rave und Thielen betonten: "Aus diesem Bericht ergeben sich handfeste Herausforderungen an die Bildungspolitik." Sie verwiesen auf die bereits laufenden Reformen, die in die richtige Richtung gehen. So gebe es in den Ländern zahlreiche Aktivitäten, um frühzeitig die Sprachfertigkeit von Kindern zu testen, gezielte Sprachförderung bereits im Vorschulbereich umzusetzen und die individuelle Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund abzusichern. Dieses Ziel verfolgt auch das von den Ländern und dem Bund gemeinsam getragene Programm "Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund". Im Fokus des Programms steht eine durchgängige und individuelle Sprachförderung vom Kindergarten bis zum Übergang in die Berufsausbildung. Darüber hinaus verfolgt die KMK Projekte zur frühzeitigen Förderung von Migranten und sozial Benachteiligten und stellt Fortbildungskonzeptionen und -materialien zur Unterrichtsentwicklung, vor allem in den Bereichen Lesen, Geometrie, Stochastik zur Verfügung. Zudem legt sie Konzepte und Materialien für Deutsch als Aufgabe aller Fächer vor. Im Fokus eines weiteren Projekts steht die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte. Ihre Diagnosefähigkeit soll ebenso gefördert werden wie der Umgang mit Heterogenität und die individuelle Förderung der Kinder. Außerdem entwickelt die KMK flexibel im Unterricht einzusetzende Aufgabenpools für die Fächer Deutsch und Mathematik. Ein Schwerpunkt der Maßnahmen des BMBF ist die berufliche Qualifizierung von jungen Menschen mit Migrationshintergrund. Für diese Jugendlichen wird das BMBF in seiner diesjährigen Ausbildungsoffensive gezielte Maßnahmen ergreifen. Beispielsweise soll das neue Strukturprogramm JOBSTARTER dazu beitragen, vor Ort betriebliche Ausbildungsplätze zu erhalten und zu erschließen - für junge Ausländerinnen und Ausländer und in Unternehmen mit ausländischen Inhabern. Dazu finanziert das BMBF die Koordinierungsstelle Ausbildung für Ausländische Unternehmen (KAUSA). Gemeinsam mit Vertretern aus dem IHK- und HWK-Bereich ist vereinbart, in Betrieben mit ausländischen Inhabern bis zum Jahr 2011 rund 10.000 weitere Ausbildungsplätze zu schaffen. Darüber hinaus soll das BMBF-Programm "Kompetenzen fördern - Berufliche Qualifizierung für Zielgruppen mit besonderem Förderbedarf" (BQF) junge Migrantinnen und Migranten besser in das Berufsleben integrieren. BQF bündelt die Benachteiligtenförderung in mittlerweile zehn lokalen und regionalen Qualifizierungsnetzwerken. Darüber hinaus ist "Bildung und Integration" ein wichtiges Thema für den Integrationsgipfel, zu dem die Bundeskanzlerin alle maßgeblichen Akteure einladen wird.

Den ersten nationalen Bildungsbericht hat ein unabhängiges interdisziplinäres Konsortium unter Leitung des Deutschen Instituts für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF) erarbeitet. Beteiligt sind das Deutsche Jugendinstitut (DJI), das Hochschul-Informations-System (HIS), das Soziologische Forschungsinstitut an der Universität Göttingen (SOFI) sowie die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder.

Im Anhang haben wir beigefügt Übersichten zum Thema „Übernahmequoten von Auszubildenden nach Betriebsgrößen und Wirtschaftszweigen in den alten und neuen Ländern“. Danach ist die Übernahmequote in den alten Ländern zwischen 2000 und 2004 von etwa 60% auf 54% gesunken (neue Länder: Von 46% auf 41%). Im ostdeutschen Handel ist der Anteil der übernommenen Auszubildenden zwar auch gesunken, erliegt mit 49% aber deutlich über dem Durchschnitt. Im westdeutschen Handel liegt die Übernahmequote ganz nah am gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt. Für die Betriebsgrößen gilt im Westen das erwartete Bild: Mit wachsender Unternehmensgröße steigt der Anteil der Übernommenen. In den ostdeutschen Unternehmen gilt dies nicht: Dort haben die KMU mit 10 bis 49 Beschäftigten die höchste Übernahmequote.

Der Bericht ist natürlich auch als Buch veröffentlicht (im W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld, www.wbv.de). Er steht aber zusammen mit weiterführenden Materialien und Informationen auch im Internet unter www.bildungsbericht.de. Diese Website stellt übrigens eine besonders gelungene Internetpublikation eines an sich sehr umfangreichen und detaillierten Berichts dar. Stöbern, lesen und Schlussfolgerungen ziehen, lohnt sich!
4. KMK: Breites Themenspektrum
Die Kultusministerkonferenz hat sich auf ihrer 314. Plenarsitzung Anfang Juni 2006 insbesondere mit den Themen Schule und Integration, Gesamtkonzeption für Maßnahmen zur Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungssystems und der Schulen, Vereinbarungen zur Sekundarstufe I und zur gymnasialen Oberstufe und Auswirkungen der Verkürzung der Schulzeit auf zwölf Jahre auf den Hochschulbereich beschäftigt. Auf folgende Ziele und Positionen hat sich die KMK verständigt (www.kmk.org): 
a) Schule und Integration

Die Ergebnisse des am 2.6.2006 vorgelegten ersten gemeinsamen Bildungsberichts von KMK und BMBF mit dem Schwerpunkt „Bildung und Migration“ wie auch die Befunde der Pisastudien sowie der Pisa-Zusatzstudie 2003 zum selben Thema veranlassen die KMK und die Länder, die seit 2001 eingeleiteten, umsteuernden Maßnahmen fortzusetzen und durch weitere Maßnahmen zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund zu intensivieren. Die Befunde, so unterschiedlich sie innerhalb Deutschlands sind, stellen eine große Herausforderung dar. Sie sind mit vielen anderen Ländern wegen deren klarer Zuwanderungs- und Integrationspolitik nicht zu vergleichen und machen deutlich, dass bestimmte Zuwanderungsgruppen bislang in Deutschland gesellschaftlich, wirtschaftlich und kulturell nicht hinreichend integriert sind. Diese Fehlentwicklung können Kindertageseinrichtungen und Schulen allein nicht bewältigen; sie bedürfen gezielter Unterstützung im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Herausforderung – auch die der Migrantengruppen. 

Die Untersuchungen zeigen vor allem, dass

•
über 40% der Schülerinnen und Schüler der so genannten zweiten Generation, obwohl hier in Deutschland geboren, nicht über grundlegende Kompetenzen in den Bereichen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften verfügen. Damit zeigen diese Schülerinnen und Schüler, zu einem großen Teil mit einem türkischen Migrationshintergrund, schlechtere Leistungsergebnisse als solche der so genannten ersten Generation, überwiegend Aussiedler aus der ehemaligen Sowjetunion und Polen, die etwa ein Drittel der Schüler mit Migrationshintergrund ausmachen, 

•
nach dem Kriterium der Staatsbürgerschaft die Hälfte der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund deutsche Staatsangehörige sind, 

•
zwar der Besuch der Kindertageseinrichtungen sich angenähert hat, jedoch Kinder mit Migrationshintergrund nur halb so häufig vorzeitig, doppelt soviel aber verzögert eingeschult werden, 

•
die Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund sich sehr viel ungünstiger auf die Schulformen verteilen als diejenigen ohne diesen Hintergrund, 

•
die Zahl dieser Schülerinnen und Schüler ohne Schulabschluss wesentlich zu hoch ist und die Quote der Jugendlichen an den Ausbildungsplätzen besorgniserregend sogar noch gesunken ist, 

•
abhängig von sozialer Herkunft Schülerinnen und Schüler an Schulen mit einem hohen Migrantenanteil auch zuhause und im Freundeskreis nicht deutsch sprechen, 

•
Staaten mit klar strukturierten Förderprogrammen bessere Erfolge erzielen. 

Die KMK betrachtet es als eines ihrer zentralen Felder, mit Klarheit und Konsequenz Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund an Bildungserfolge und eine ausgewogenere Bildungsbeteiligung heranzuführen und erwartet dafür Unterstützung anderer Politikbereiche und gesellschaftspolitischer Aktivitäten. Hier sind die Bereiche Beruflicher Bildung, der Arbeitsmarktpolitik, Innen- und Sozialpolitik sowie kommunalpolitische Strategien erforderlich.

Sie wird daher im Blick auf die sieben Handlungsfelder nach Pisa 2000 und in Verfolgung der entsprechenden gemeinsamen Projekte nach Pisa 2003 die Maßnahmen der Länder in den Bereichen

•
der Förderkonzepte im vorschulischen und Grundschulbereich 

•
einer frühen Sprachstandsfeststellung 

•
des konsequenten deutschen Spracherwerbs vor Eintritt in die Grundschule 

•
der entsprechenden Handreichungen bzw. Curricula für gelingenden Sprachunterricht 

•
der Diagnoseverfahren mit entsprechender individueller Förderung 

•
der Umsetzung der gemeinsamen Bildungsstandards 

•
der weiterführenden sprachlichen Förderung in Grundschule und Sekundarstufe I sowohl durch weitere Deutschangebote als auch durch bewusste Lese- und Spracherziehung in allen Fächern 

•
Einbeziehung der Eltern in Kooperationsmodelle. Diese müssen mit den Integrationsmaßnahmen für erwachsene Zuwanderer besser verknüpft werden 

•
entsprechender Elemente in der Lehreraus- und –fortbildung 

•
Erhöhung des Migrantentanteils in den Lehr- und Erziehungsberufen. 
Deshalb appelliert die KMK an Abiturientinnen und Abiturienten mit Migrationshintergrund, sich für den Beruf der Lehrerin oder Erzieherin bzw. des Lehrers oder des Erziehers zu entscheiden.

b) Kultusministerkonferenz legt Gesamtkonzeption für Maßnahmen zur Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungssystems und der Schulen vor

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre zeigen, dass für einzelne Bildungseinrichtungen wie für das gesamte Bildungssystem klare Ziele festgelegt und systematisch überprüft werden müssen. Die KMK-Präsidentin Ute Erdsiek-Rave betonte: „Mit der heute vorgelegten Gesamtstrategie gewährleistet die Kultusministerkonferenz die systematische Verknüpfung der bestehenden und neuen Untersuchungen zur Beobachtung des Bildungssystems (Bildungsmonitoring). Neben einer Verbesserung des Steuerungswissens sollen davon zusätzliche Impulse für die Weiterentwicklung des Bildungswesens auf den verschiedenen Ebenen ausgehen.“

Als zentrale, miteinander verbundene Instrumente der Kultusministerkonferenz für die gemeinsame Beobachtung des Bildungssystems (Bildungsmonitoring) gelten zukünftig 

•
internationale Schulleistungsuntersuchungen 

•
die zentrale Überprüfung des Erreichens der Bildungsstandards in einem Ländervergleich 

•
Vergleichsarbeiten zur landesweiten Überprüfung der Leistungsfähigkeit einzelner Schulen 

•
die gemeinsame Bildungsberichterstattung von Bund und Ländern. 

Ab dem Jahr 2009 bilden die KMK-Bildungsstandards die Grundlage für den Vergleich der Länder. Für die Überprüfung des Erreichens der Bildungsstandards auf der Basis von Länderstichproben entwickelt das Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (IQB) zentrale Testverfahren, die den technischen und methodischen Standards internationaler Vergleichsuntersuchungen entsprechen. Damit die Ergebnisse für die Schul- und Unterrichtsentwicklung genutzt werden können und die internationale Anbindung durch Normierungsverfahren an entsprechenden Vergleichsuntersuchungen sichergestellt wird, soll der Ländervergleich ca. ein Jahr vor Abschluss des jeweiligen Bildungsgangs durchgeführt werden, und zwar für 

a) den Primarbereich in Jahrgangsstufe 3 

b) den Hauptschulabschluss in Jahrgangsstufe Klasse 8 

c) den Mittleren Schulabschluss in Jahrgangsstufe 9.

Um den Erfordernissen der internationalen Verknüpfung der Bildungsstandards sowie dem Wunsch nach längeren Intervallen zwischen den Tests Rechnung zu tragen, 

•
wird im Grundschulbereich ein Ländervergleich in Deutsch und Mathematik in einem fünfjährigen Rhythmus in Verbindung mit der IGLU-Studie durchgeführt (erstmals 2011) 

•
werden für den Bereich der Sek I die Ländervergleiche in zwei Fächergruppen in Ankopplung an PISA abwechselnd in einem sechsjährigen Zyklus durchgeführt: Deutsch, Englisch, Französisch erstmalig im Jahre 2009, Mathematik, Biologie, Chemie, Physik erstmalig im Jahr 2012. 

Die Länder haben bereits seit einigen Jahren zusätzlich zu den internationalen und nationalen Studien Vergleichsarbeiten zur landesweiten Evaluation der Schulen in unterschiedlichen Jahrgangsstufen eingeführt. Diese Tests orientieren sich künftig an den Bildungsstandards der Kultusministerkonferenz. Die Länder verstärken dabei ihre Zusammenarbeit.

Aus der Gesamtstrategie der Kultusministerkonferenz zum Bildungsmonitoring ergeben sich für die verschiedenen Ebenen des Bildungssystems eine Reihe von Vorteilen:

•
Das Verhältnis zu anderen nationalen wie internationalen Verfahren wird zukünftig klar geregelt: Mit den Bildungsstandards wird eine gemeinsame, verbindliche Grundlage für das Bildungsmonitoring in den Ländern, für den Ländervergleich und für die Evaluation der einzelnen Schule vor allem bei Vergleichsarbeiten geschaffen. Internationale Verfahren dienen der notwendigen Einordnung des deutschen Bildungssystems in den internationalen Zusammenhang. 

•
Die Bildungsstandards beziehen sich auf Unterrichtsfächer, deshalb erhöht sich der Erkenntniswert der Informationen. Damit werden Leistungsüberprüfungen und Schulentwicklung besser verknüpft. 

•
Das Intervall beim Ländervergleich zwischen Test und Bericht wird von derzeit rund 24 Monaten auf rund zwölf Monate deutlich verkürzt. 

•
Bildungsstandards dienen einerseits der Leistungsüberprüfung. Anderseits sind die Ergebnisse dieser Überprüfung wichtige Informationen für die Weiterentwicklung des Unterrichts insgesamt und geben wichtige Hinweise zur besseren individuellen Förderung aller Schülerinnen und Schüler. 

Diese Gesamtstrategie ist ein wichtiger Teil der umfassenden Konzeption zur Weiterentwicklung des gesamten Bildungswesens, die die Kultusministerkonferenz als Reaktion auf PISA beschlossen hat. 

Die Gesamtkonzeption zum Bildungsmonitoring der KMK gibt es auf www.kmk.org.
c) Vereinbarungen zur Sekundarstufe I und zur gymnasialen Oberstufe neu gefasst

Die Kultusministerkonferenz hat Neufassungen der „Vereinbarung über Schularten und Bildungsgänge im Sekundarbereich I“ sowie der „Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II“ beschlossen. KMK-Präsidentin Ute Erdsiek-Rave: „Die neuen Vereinbarungen straffen und verschlanken die Regelungen, garantieren die Vergleichbarkeit der schulischen Abschlüsse und sichern die Durchlässigkeit des Bildungssystems.“ 

In der neuen Vereinbarung zum Sekundarbereich I sind die nationalen Bildungsstandards als Bestandteile eines umfassenden Systems der Qualitätssicherung verankert, das Schulentwicklung, interne und externe Evaluation umfasst. Leitlinie der Vereinbarung ist, den Ländern größere Gestaltungsfreiräume zu eröffnen. Dabei werden unterschiedliche, aber gleichwertige Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung in den Ländern gegenseitig akzeptiert. Die Vereinbarung hält im Grundsatz an den bislang bestehenden Regelungen über die verschiedenen Schularten und Bildungsgänge, die Wochenstundenzahl bis zum Erreichen eines Abschlusses, die Fächer und Lernbereiche im Pflicht- und Wahlpflichtunterricht sowie die Struktur der Abschlüsse am Ende des Sekundarbereichs I fest. Was den Fremdsprachenunterricht anbetrifft, so eröffnet die Vereinbarung die Möglichkeit, fremdsprachlichen Sachfachunterricht auf den Unterricht in der entsprechenden Fremdsprache anzurechnen. Bei der Gestaltung von integrierten Systemen erhalten die Länder mehr Spielräume (Differenzierung).

Der Mittlere Schulabschluss wird auch in dem auf zwölf Jahre verkürzten Bildungsgang am Gymnasium erst nach Klasse 10 vergeben. Allerdings soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass Schülerinnen und Schüler nach Klasse 9 in einem verkürzten Bildungsgang am Gymnasium in bestimmte Bildungsgänge einer beruflichen Schule wechseln können. Sie können in diesem Falle am Ende der 10. Jahrgangsstufe den Mittleren Schulabschluss erwerben, wenn sie in die nächste Jahrgangsstufe versetzt sind. 

Die Neufassung der „Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II“ greift aktuelle Entwicklungen in den Ländern auf und setzt sie um. In der Neufassung wird die maximal erreichbare Punktzahl 900 (statt derzeit 840) betragen. Dadurch können mehr Lernergebnisse angerechnet werden und die Länder erhalten einen größeren Spielraum bei der Gewichtung von Ergebnissen. Dies vereinfacht die Berechnung der Abiturnote.

Die neu gefasste Vereinbarung sieht unter bestimmten Bedingungen die Möglichkeit eines Auslandsaufenthaltes von Schülerinnen und Schülern während der Qualifikationsphase, also den letzten vier Schulhalbjahren, vor, um damit die Mobilität der Schülerinnen und Schüler nicht nur innerhalb Deutschlands sondern Europas und der weiteren Welt zu erhöhen.

Neu aufgenommen wurde ein Abschnitt mit Regelungen zum Erwerb des schulischen, d.h. allgemein bildenden Teils der Fachhochschulreife als Ersatz für eine gesonderte Vereinbarung unter den Ländern.

Folgende grundlegende Strukturen bleiben erhalten: 

- die Gliederung in eine einjährige Einführungs- und eine zweijährige Qualifikationsphase,

- die Zuordnung der Fächer zu drei Aufgabenfeldern,

- die Unterscheidung der Fächer nach Pflicht- und Wahlfächern,

- die Möglichkeit einer individuellen Schwerpunktsetzung,

- die Erteilung des Unterrichts auf unterschiedlichen Anspruchsebenen,

- das Creditsystem zur Ermittlung der Gesamtqualifikation.

Die nähere Ausgestaltung obliegt den Ländern.

Die Dauer der Schulzeit bis zur Erlangung der Allgemeinen Hochschulreife beträgt zwölf oder 13 Schuljahre. Dabei ist ein Gesamtstundenvolumen von mindestens 265 Jahreswochenstunden ab der Jahrgangsstufe 5 bis zum Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife nachzuweisen. Darauf können bis zu fünf Stunden Wahlunterricht angerechnet werden. Die Vereinbarung muss in den Ländern spätestens für Schülerinnen und Schüler umgesetzt sein, die 2011 in die Qualifikationsphase eintreten.

d) Auswirkungen der Verkürzung der Schulzeit auf zwölf Jahre auf den Hochschulbereich

Die Kultusministerkonferenz hat sich mit der für die nächsten Jahre prognostizierten weiter steigenden Nachfrage nach Studienplätzen und mit den Auswirkungen der Verkürzung der Schulzeit auf zwölf Jahre befasst. Sie misst der Schaffung neuer Studienplätze und der Verbesserung des Studienerfolgs eine entscheidende gesellschaftspolitische Bedeutung bei. Dieser Anforderung muss nach Ansicht der Kultusministerkonferenz die Fortentwicklung der Wissenschaftshaushalte der Länder Rechnung tragen. Dadurch soll es auch den neuen Ländern ermöglicht werden, das bisherige Angebot an Studienplätzen zu erhalten. 

Die Kultusministerkonferenz stellt ausdrücklich fest, dass jedes Land gemäß den jeweiligen bildungspolitischen, fachlichen und finanziellen Gegebenheiten selbständig und eigenverantwortlich darüber entscheidet, welche Ansätze zum Erhalt und zur besseren Auslastung vorhandener Studienplätze sowie zur Ausweitung des Angebots an Studienplätzen verwirklicht werden.

Außerdem möchte die Kultusministerkonferenz erreichen, dass das Interesse von Schülern und Schülerinnen an einem naturwissenschaftlichen oder ingenieurwissenschaftlichen Studium weiter gestärkt wird. Die Wirtschaft wurde aufgefordert, ihre Ausbildungsangebote im beruflichen Bereich auszuweiten.

Die Präsidentin der Kultusministerkonferenz, Ute Erdsiek-Rave: „Die Bemühungen der Länder um ein ausreichendes Angebot an Studienplätzen müssen durch den Bund unterstützt werden und dieser hat seine Bereitschaft erklärt. Es handelt sich dabei um eine gesamtstaatliche Herausforderung, bei der wir alle Kräfte bündeln müssen. Die bisherigen Verhandlungen mit dem Bund um einen Hochschulpakt stimmen uns in der KMK positiv.“
5.
Föderalismusreform: Doch noch eine Einigung in der Bildungspolitik?
Ein Hauptstreitpunkt bei der Föderalismusreform ist noch immer die Beteiligung des Bundes im Hochschulbereich – bzw. in der Bildungspolitik insgesamt. Die SPD im Bund, aber auch Vertreter der Wissenschaft und der Wirtschaft, hatten sich gegen das Kooperationsverbot von Bund und Ländern in der Bildungspolitik ausgesprochen. Die Forderung lautete, der Bund müsse durch Finanzhilfen die Bildungspolitik mitgestalten dürfen. Mehrere Länder hatten vor einem Treffen der Ministerpräsidenten der Länder mit der Bundeskanzlerin bereits Zustimmung zu dem Vorhaben signalisiert, den Hochschulbereich von dem so genannten Kooperationsverbot auszunehmen und das Kooperationsverbot auf die Bildungsbereiche zu begrenzen, bei denen die Länder die alleinige Zuständigkeit haben. Es bleibt zu hoffen, dass auch die Abweichungsmöglichkeit für die Länder in den Bereichen Hochschulzugang und Hochschulabschlüsse von Bundesgesetzen ebenfalls noch einmal auf den Prüfstand kommt. Die Union hat aber andere Nachbesserungswünsche der SPD am doch sehr mühsam ausgehandelten Gesetzentwurf bereits zurückgewiesen.

In der SPD wird weiterhin kritisiert, dass

· es ein Verbot auch freiwilliger Kooperationen von Bund und Ländern geben soll, „das nicht zustimmungsfähig“ (Jörg Tauss, SPD-Bildungspolitiker) sei,
· die vorgesehene Trennung von Forschung und Lehre willkürlich sei,
· mindestens das unsinnige Abweichungsrecht der Länder von der Gesetzgebung des Bundes zu Hochschulzulassung und Hochschulabschlüssen gestrichen werden müsse.
Das sog. Kooperationsverbot ist eine Idee aus Hessen und eine späte Folge des Ganztagsschulprogramms der Bildungsministerin der rot-grünen Bundesregierung (Edelgard Bulmahn, SPD), das gegen den Willen der meisten Länder durchgepowert wurde (in der Sache aber Sinn macht, nur von der nicht zuständigen Bundesregierung gestartet wurde). 

Nun sagte Bayerns Ministerpräsident Edmund Stoiber nach der Sitzung der Ministerpräsidenten mit der Bundeskanzlerin, dass nach der jetzt gefundenen Lösung der Bund sehr wohl Investitionshilfen an die Länder geben könne, die sich auf die Ausstattung der Hochschulen beziehen, da er in diesem Bereich auch eigene Zuständigkeiten habe (siehe Hochschulzulassung). Es solle darüber hinaus die sog. Bypass-Finanzierung sichergestellt werden, nach der sich die Länder verpflichten, Personal einzustellen, und dafür mehr Geld vom Bund für Forschung erhalten. Wenn dies praktikabel ist, könnte die in der Tat recht künstliche Trennung zwischen Forschung und Lehre überwunden werden. Aber: SPD-Politiker fordern weiterhin die komplette Streichung des Kooperationsverbots, da die auch künftig wollen, das Bund und Länder dort zusammenarbeiten können, wo es „wie in der Bildungspolitik“ große Probleme gibt; dies erfordere ggf. ein weiteres Ganztagsschulprogramm, so Ulla Burchardt (SPD), Vorsitzende des Bildungs- und Forschungsausschusses im Bundestag. Folge: Die Zwei-Drittel-Mehrheit im Bundestag ist gefährdet.
6.
Demographischer Wandel bei Unternehmen im Fokus 
Der demographische Wandel wird den Handel massiv beeinflussen. Dabei geht es zum einen um Veränderungen in der Konsumentenstruktur (nicht nur in der Zahl der Konsumenten). Zum anderen geht es um den beruflichen Nachwuchs, um die Altersstruktur der Beschäftigten und sich daraus ableitendem betrieblichem Handlungsbedarf in verschiedenen Feldern: Ausbildung, Weiterbildung, Arbeitsorganisation, Arbeitszeit usw.. So darf es niemanden wundern, dass sich auch immer mehr Handelsunternehmen auch mit den zumeist nicht so ganz vor der Tür liegenden Folgen für ihr Unternehmen beschäftigen. Nicht immer geschieht dies in voller Breite der sich anbietenden Themen, nicht immer wird hoch systematisch daran gearbeitet. Aber es setzt sich die Erkenntnis immer weiter durch, dass die Strukturveränderungen für die nächsten 10 - 20 und mehr Jahre unverrückbar sind, so sich nicht gänzlich überraschendes bei der Geburtenzahl und -rate verändert. 
Eine Umfrage der DIS Deutscher Industrie Service AG, über die lz-net berichtet (www.lz-net.de), zeigt, dass Demographie deutlicher zum Thema in deutschen Unternehmen wird. Zwei Drittel der Befragten sehen in der demografischen Entwicklung eine der größten zukünftigen gesellschaftlichen Herausforderungen. Berufseinsteiger sind dagegen kaum informiert. Das ergab eine Studie der DIS AG. Befragt wurden von tns emnid zirka 1.000 Unternehmen und ebenso viele Erwerbspersonen. Laut der Untersuchung ergreifen Unternehmen jedoch erst wenig aktive Maßnahmen. Ältere Beschäftigte werden in den meisten Unternehmen weder gesondert gefördert noch bevorzugt eingestellt. Dennoch investieren bereits 12 Prozent in einen Demografiebeauftragten. Zum Vergleich: Nach Schätzung des Bundesfamilienministeriums haben nur knapp über die Hälfte aller Unternehmen einen Frauenbeauftragten. 



Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung
"Ein Demographiebeauftragter in Unternehmen ist der richtige Schritt. Ein Ansprechpartner für die Belange älterer Arbeitnehmer, der gleichzeitig Spezialist in Sachen Weiterbildung und Personalentwicklung ist, wird von entscheidendem Vorteil für Unternehmen und die Motivation sowohl der älteren Mitarbeiter als auch der Berufseinsteiger sein," so Dieter Scheiff, DIS-Vorstandsvorsitzender. Die junge Generation hat dagegen das Bewusstsein, dass sie viel mehr als alle anderen von den Auswirkungen auf einem sich verändernden Arbeitsmarkt betroffen sein werden, noch nicht in allen Punkten erreicht. Nur 35 Prozent erwarten eine längere Lebensarbeitszeit, 31 Prozent eine schlechtere finanzielle Absicherung und fast jeder Fünfte (23 Prozent) weiß nicht, welche Auswirkungen der demografische Wandel auf ihn persönlich haben könnte. Gefragt nach den Wünschen der Berufseinsteiger steht sowohl bei Studenten als auch bei Auszubildenden der sichere Arbeitsplatz (91 bzw. 98 Prozent) und das gute Gehalt (81 bzw. 90 Prozent) weit vorn. Auszubildende wünschen sich hingegen zu fast zwei Dritteln (64 Prozent) "einen Arbeitgeber fürs Leben", die 38,5 Stunden-Woche (60 Prozent) und einen möglichst frühen Eintritt in die Rente (35 Prozent). 

Im Mittelpunkt der Befragung der Erwerbspersonen standen auch Vorurteile, Zukunftsängste und die Einschätzung des eigenen Arbeitsalltags: Als vorrangige Hinderungsgründe für die Einstellung von über 45jährigen Beschäftigten gelten für 39 Prozent der Erwerbspersonen Krankheit bzw. Krankheitsanfälligkeit. Bereits an Platz zwei folgen mit 27 Prozent höhere Gehaltskosten. Gängige Vorurteile werden damit jedoch nur zum Teil bestätigt. Denn: Eine mögliche geringere Belastbarkeit (9 Prozent), mangelnde Mobilität (7 Prozent) oder geringere Leistungsfähigkeit (6 Prozent) spielen eine untergeordnete Rolle. 

7.
KarstadtQuelle gründet eigene Akademie 
Die KarstadtQuelle AG hat eine eigene Akademie, die KQ Academy, gegründet. Mit der KQ Academy soll eine konzernübergreifende Lernarchitektur für Führungskräfte und Mitarbeiter des KarstadtQuelle-Konzerns geschaffen werden. Ziel ist es, Lernen als wertschöpfende Tätigkeit noch stärker in den täglichen Arbeitsprozess zu integrieren. Mit der Gründung der KQ Academy startet auch der erste konzernweite Wettbewerb zum „Business Talents Programm“, einem siebenmonatigen Weiterbildungsprogramm für Nachwuchskräfte und Potenzialträger des Konzerns. Das Besondere an diesem Wettbewerb: Die Kandidaten können sowohl durch Vorgesetzte aber auch durch Mitarbeiter oder Kollegen nominiert werden. Die Auswahl der Teilnehmer erfolgt durch eine hochkarätig besetzte Jury. „Der KarstadtQuelle-Konzern vollzieht gegenwärtig den tiefgreifensten Veränderungsprozess in seiner Geschichte. Das Gelingen dieses Transformationsprozesses hängt maßgeblich davon ab, inwieweit unsere Führungskräfte und Mitarbeiter bereit sind, sich kontinuierlich weiterzuentwickeln und ihr eigenes Handeln auf die neuen Herausforderungen auszurichten“, so Dr. Matthias Bellmann, Personalvorstand der KarstadtQuelle AG. 
Zentrale Bestandteile der KQ Academy bilden Management Learning Programme für Führungskräfte und Nachwuchsprogramme für junge Management-Talente. Im Rahmen des Business Talents Programm werden Nachwuchskräfte für Schlüsselpositionen im KarstadtQuelle-Konzern vorbereitet. Über eine langfristige Karriere- und Kompetenzentwicklung hinaus zielt das Programm vor allem auf die frühzeitige Sensibilisierung der Potenzialträger für konzernstrategische Fragestellungen ab. Im Mittelpunkt stehen dabei auch der Ausbau konzernweiter Kompetenznetzwerke und der Austausch von Best-Practice-Wissen zwischen den einzelnen Konzerngesellschaften.

8.
Unternehmerisches Denken und Handel in der Ausbildung: Bericht über eine KWB-Tagung 
Unternehmerische Kompetenzen sind seit langem wichtige berufliche Fähigkeiten und gewinnen immer mehr Bedeutung. Dies gilt unabhängig von der jeweiligen Tätigkeit, Arbeitsebene und Branche. Auch Studien zur Zukunft der Arbeit bestätigen die steigende Bedeutung für das Berufsleben, und zwar nicht nur für Selbstständige und Manager, sondern auch für Fachkräfte. Hinzu kommt, dass der beschleunigte Strukturwandel und die Entwicklung zur Dienstleistungsgesellschaft für Unternehmensgründungen und unternehmerische Selbständigkeit neue Chancen eröffnen. In einer Zeit mit hoher Arbeitslosigkeit gewinnt Selbständigkeit als Berufsperspektive mit guten Einkommenschancen an Attraktivität und Stellenwert. 

Deshalb greifen europäische und nationale Initiativen und Projekte das Thema im Zusammenhang mit Fragen nach bildungspolitischem Handlungsbedarf auf. Die Förderung unternehmerischer Kompetenzen soll auf allen Bildungsebenen bis zur Hochschule forciert werden. Hierzu gehören auch Überlegungen, das Thema verstärkt in Lehr- und Ausbildungspläne aufzunehmen. Als Beispiel wird immer wieder auch die Ausbildungsordnung für die Einzelhandelsberufe aus 2004 angeführt, in der die freiwillige und nicht prüfungsrelevante Zusatzqualifikation „Grundlagen unternehmerischer Selbstständigkeit“ als weiteres Angebot für Kompetenzerwerb enthalten ist.

Der Workshop „Unternehmerisches Denken und Handeln in der Ausbildung“, den das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung (KWB) am 07.06.2006 bei REWE Group in Köln mit Teilnehmern aus Unternehmen, Wirtschaftsorganisationen sowie von BMWi und BIBB hat aufgezeigt, welche Wege künftig gegangen werden können und welche zumindest problematisch und auch aus Wirtschaftssicht abzulehnen sind. 
Folgende Ergebnisse können festgehalten werden:

· Unternehmerisches Denken und Handeln wird aus Unternehmenssicht als Weg zum „mündigen Mitarbeiter“ aufgefasst. Dies ist selbstverständlicher Bestandteil einer guten Ausbildung und wird in zahlreichen Lernzielen, die bereits in Ausbildungsordnungen enthalten sind, berücksichtigt.

· Der Systematisierungsvorschlag des KWB ist auf breite Zustimmung gestoßen: allgemein bildende Schulen haben eine positive Grundeinstellung zu unternehmerischem Denken und Handeln zu vermitteln; in der Ausbildung steht die Förderung einer unternehmerischen Arbeitseinstellung durch Integration in bestehende Ausbildungsinhalte und entsprechend geeignete methodische Vielfalt; in geeigneten Bereichen kann es fachspezifische Ergänzungen im Rahmen von Wahlpflichtbausteinen oder Zusatzqualifikationen geben; in der Weiterbildung geht es um die Entwicklung der Kompetenzen in den Bereichen Management, Unternehmensführung und Existenzgründung.
· Im Übergang Schule/Ausbildung sollte die Begleitung und Unterstützung des Themas etwa in Form einer verstärkten Kooperation zwischen Schulen und Unternehmen/Wirtschaft weiter intensiviert werden. In der Weiterbildung soll das Thema auch in Maßnahmen aufgenommen werden, die unterhalb der Führungskräfte-Qualifizierung angesiedelt sind.

· Von Unternehmensseite wird die Förderung von unternehmerischem Denken und Handeln insbesondere als methodische Fragestellung aufgefasst. Die Präsentation und Diskussion von Praxisbeispielen, wie sie auf dem Workshop präsentiert wurden, wird als hilfreich angesehen und sollte wiederholt und ausgebaut werden.

· Eine standardmäßige ordnungspolitische Verankerung im Sinne von zusätzlichen Positionen und Lernzielen von unternehmerischem Denken und Handeln wird von Wirtschaftsseite abgelehnt. Dies gilt auch hinsichtlich der Zielrichtung Unternehmensgründung bzw. -übernahme. Ausbildungsordnungen dürfen nicht weiter durch „Leerformeln“ aufgebläht werden, die die Akzeptanz der gesamten Ausbildung gefährden. Diese Ansicht wird von kaufmännischen/dienstleistungsorientierten und gewerblich-technisch ausgerichteten Unternehmen vertreten, unabhängig von der jeweiligen Betriebsgröße.

· In Berufen, die eine besondere Affinität zu dem Thema aufweisen, wie z. B. Einzelhandel, einige Dienstleistungsbereiche und verschiedene Handwerke, sollen Wahlqualifikationen und Zusatzqualifikationen angeboten werden. Beim Kaufmann im Einzelhandel soll eine entsprechende Novellierung geprüft werden, um die freiwillige Zusatzqualifikation in die Liste der bislang sieben prüfungsrelevanten Wahlpflichtqualifikationen aufzunehmen.

Eine Dokumentation des sehr informativen und von engagierten Diskussionen und sehr hilfreichen Praxisbeispielen geprägten Workshops ist in Vorbereitung und soll bald vorliegen. (siehe www.kwb-berufsbildung.de)
9. Ausbildungsbegleitende Hilfen sollen verstärkt werden 
Am 19.06.2006 tagte der von BMBF Annette Schavan eingesetzte Innovationskreis Berufliche Bildung. Beraten wurde nach Angaben des BMBF ein Maßnahmenbündel zur Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation. Im Zentrum standen dabei Anreize für Unternehmen, die ausbilden könnten, dies aber bislang nicht tun. Unter anderem ging es dabei um ausbildungsbegleitende Hilfen nicht nur für Auszubildende, sondern auch für die Ausbildenden. Dies kann beispielsweise durch Mentorenprogramme geschehen. Neben den finanziellen Erleichterungen für ausbildende Betriebe wie beispielsweise durch Ausschöpfung von Gestaltungsmöglichkeiten bei Ausbildungsvergütungen, dem Wegfall von ausbildungsbezogenen Gebühren oder Existenzgründungsdarlehen mit erweitertem Kreditrahmen standen strukturelle Verbesserungen im Zentrum. Stichworte dabei sind unter anderem die Vermeidung von Überspezialisierungen in bestimmten Ausbildungsgängen, die erfolgreiche Vermittlung von ausbildungsfähigen Jugendlichen in ausbildende Unternehmen und die Erweiterung von Einstiegsqualifizierungen. Frau Schavan hob hervor: "Ziel aller kurz- und mittelfristigen Maßnahmen muss es sein, dass Ausbildungshemmnisse beseitigt werden. Außerdem muss verhindert werden, dass immer mehr Jugendliche in Warteschleifen ihre Zeit fristen müssen."
10. Qualifizierung Benachteiligter: Erfahrungen, Konzepte, Erfolge und weiterer Handlungsbedarf
Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) hat in seiner Sitzung am 20.06.2006 eine sehr eingehende Diskussion über „Berufliche Bildung Benachteiligter“ geführt. Das Thema ist nicht neu; seit Jahrzehnten kümmern sich Politik, Unternehmen, Bildungseinrichtungen, Förderinstitutionen, Schulen usw. um Lösungen. Immerhin vier bis 6 Milliarden Euro werden Jahr für Jahr ausgegeben, um den Zielgruppen der vielfältigen Aktivitäten zu einem hoffnungsvollen Start in das Berufs- und Erwerbsleben zu verhelfen. Eine 30 Jahre Benachteiligtenförderung zusammenfassende Darstellung des BIBB kommt zu folgender Zwischenbilanz:
„Als vorläufiges Ergebnis und eindeutiger qualitativer Erfolg der in den vergangenen fast 30 Jahren förderpolitischer Innovationen zur beruflichen und sozialen Integration benachteiligter junger Menschen ist festzuhalten, dass sich ein fachlicher Qualitätsstandard für die Förderung von Benachteiligten entwickelt hat, der unter Fachleuten unstrittig ist: 
· Benachteiligtenförderung setzt an den individuellen Kompetenzen des einzelnen an und  orientiert sich dabei an den Gegebenheiten des aktuellen Arbeitsmarktes.

· Benachteiligtenförderung insgesamt beinhaltet immer drei Bereiche: sozialpädagogische Unterstützung, berufsfachliche Qualifizierung, Allgemeinbildung. Dies setzt eine vertikale und horizontale Kooperation und Zusammenarbeit aller Akteure voraus.

· Benachteiligtenförderung ist ein am Individuum orientiertes Fördersystem. "Gruppenangebote" müssen durch Binnendifferenzierung diesem Anspruch gereicht werden.

· Basis jeglicher Förderung ist eine Kompetenz-/ Eignungsfeststellung mit Empfehlungen für die weitere Förderung

· "Fahrplan" einer guten Förderung - auch der berufsfachlichen - ist eine individuelle Förderplanung, welche die Förderung in ihrem Verlauf dokumentiert und die Ziele festlegt und überprüft (Förderplan bzw. Qualifizierungsplan)

· Betriebs- und Arbeitsalltagsnähe wird durch eine enge Kooperation mit Betrieben sichergestellt (Redualisierung).

· Benachteiligtenförderung funktioniert dort, wo alle drei Lernorte (Betrieb, (Berufs-)Schule und Bildungsträger) miteinander kooperieren und idealerweise eng miteinander verzahnt sind; dabei muss die finanzielle Unterstützung gesichert sein und nicht zu einem Hindernis werden.

· Die fachliche Qualifizierung orientiert sich an den Standards der regulären Berufsausbildung.“ (BIBB, 2006)
Und dennoch bleibt als quantitatives Fazit auch festzuhalten, dass der Anteil der Jugendlichen ohne abgeschlossene Berufsausbildung am Altersjahrgang in den vergangenen 10 mit rund 15% etwa konstant geblieben ist. Ein bedrückendes Ergebnis, das alle zu weiterem Handeln, zu sehr konkretem und im individuellen Einzelfall auch passenden Handeln auffordert. 
11. Arbeiten in der erweiterten Europäischen Union
Die Herstellung der Freizügigkeit für Arbeitnehmer in der Europäischen Union ist ein wesentliches Ziel und eine der Grundfreiheiten im Binnenmarkt. Deutschland hat sich angesichts der Arbeitsmarktlage entschieden, die Übergangsregelungen für die Arbeitnehmerfreizügigkeit für Staatsangehörige aus den neuen EU-Ländern in Mittel- und Osteuropa für drei weitere Jahre zu verlängern. Eine kompakte und hilfreiche Broschüre der BDA bietet nun einen Überblick über die Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben des Beitrittsvertrags, insbesondere die Übergangsregelungen in den kommenden 3 Jahren in allen Mitgliedstaaten der Union. Die Voraussetzungen, Bedingungen und konkreten Beschäftigungsmöglichkeiten von Arbeitnehmern aus den neuen Mitgliedsländern in Deutschland und die Entsendung von Arbeitnehmern innerhalb der erweiterten Europäischen Union werden auf der Grundlage des neuen Zuwanderungsrechts erläutert. Auch sozialversicherungs- und steuerrechtliche Aspekte werden behandelt. Möglichkeiten grenzüberschreitender Dienstleistungen und der selbstständigen Erwerbstätigkeit im Rahmen der Niederlassungsfreiheit in der erweiterten Union werden aufgezeigt. Und auch der Hinweis auf weitere Informationsquellen fehlt natürlich nicht.
Hackethal, Jahn, Köpf, Schneider-Bodien, Wittkämper: Arbeiten in der erweiterten Europäischen Union – Praktische Informationen auf einen Blick, 104 Seiten, ISBN 3-936074-52-6, hrsgg. von der BDA, Berlin 2006, 9,50 €, www.arbeitgeberbibliothek.de.
12. Bildungsmanagement: Strategie und Kultur

Das Swiss Centre for Innovations in Learning (SCIL) an der Universität St. Gallen (www.unisg.ch) hat im Rahmen einer Delphi-Studie bei Unternehmen die Top-Themen für das Bildungsmanagement der nächsten Jahre erfragt. Danach hat Kultur mit den Themenbereichen Förderung der Lernunterstützung durch Vorgesetzte, Einsatz von Führungskräften in Bildungsprozessen und Förderung des Wissensaustauschs im Unternehmen. Hervorgehoben wird die besondere Bedeutung der Ansprache und Einbeziehung von Führungskräften, da diese vor Ort für die Mitarbeiterentwicklung zuständig sind. Allerdings gibt es hier durchaus Probleme, da sich viele Führungskräfte eher als Fachexperten denn als Führungskraft sehen und da es Abhängigkeiten von der jeweils vorherrschenden Unternehmenskultur gibt.
Auch in einem weiteren Felde sind Führungskräfte – und das Bildungsmanagement - gefordert: Sie sind Multiplikatoren lernbezogener Werte, Erwartungen und Einstellungen. Weitere zentrale Aufgaben: Wissensaustausch im Unternehmen, Änderung des Rollenverständnisses von Führungskräften, Förderung der Eigenverantwortung der Mitarbeiter, Etablierung einer Lernkultur. Im Bereich „Strategie“ lautet die zentrale Herausforderung für die Unternehmen: Ausrichtung des Bildungsmanagements an der Unternehmensstrategie; dabei geht es auch um die Erhöhung der Einflussnahme des Bildungsmanagements auf die Strategieentwicklung. Über allem steht aber die Transferförderung, ein Dauerthema von höchster Bedeutung.
TOP-Themen des Bildungsmanagements

	Rang
	Thema

	1
	Transferförderung

	2
	Ausrichtung Bildungsmanagement an der Unternehmensstrategie

	3
	Lernunterstützung durch Vorgesetzte

	4
	Interner Wissensaustausch

	5
	Führungskräfte als Multiplikatoren

	6
	Einflussnahme Bildungsmanagement auf die Strategieentwicklung

	7
	Bildungscontrolling

	8
	Bildung in Unternehmensleitbildern

	9
	Informelle Kompetenzentwicklung

	10
	Leitbild Bildungsmanagement


Quelle: Personal, Heft 06/2006, S. 8
13. Mit E-Learning zum eigenen Unternehmen

Die Gründung eines eigenen Unternehmens oder die Übernahme und Weiterentwicklung eines Unternehmens ist eine besonders interessante und herausfordernde Berufsperspektive. Aber: Jeder muss sich gründlich darauf vorbereiten, möglichst schon in der Schule, verstärkt in der Ausbildung und ganz besonders durch Weiterbildung. Auf der vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie gestalteten Internetseite www.existenzgründer.de kann man sich online auf die Existenzgründung vorbereiten. Businessplan online, E-Training für die notwendigen Bankgespräche und viele nützliche Hilfen werden geboten.
14. Termine


24. August 2006

Multimediale Berufsbildung im Einzelhandel – Neue Chancen, Fachtagung von BIBB, HDE und Ver.di über die neuen Lernarrangements für die Ausbildung in den Einzelhandelsberufen, Ort: Bonn; Programm unter http://www.einzelhandel.de/servlet/PB/menu/1062125/index.html
20. September 2006

Internationale Kompetenzen für Mitarbeiter/-innen - EU-Bildungsprogramme und der Nutzen für Unternehmen, Ort: Frankfurt, Flughafen, Veranstalter: InWent, DAAD, NA-BIBB, KMK; Anmeldung und weitere Informationen zum Programm unter http://www.inwent.org/themen_reg/themen/aussenwirtschaft/mobilitaet/leonardodavinci/07476/index.de.shtml
20. bis 21. September 2006
Fachtagung „Perspektiven Ausbildung in Deutschland: Innovation - Engagement – Gestaltung“, Ort: Bielefeld; Programm, Information und Anmeldung unter www.perspektiven-ausbildung.de; Veranstalter: W. Bertelsmann Verlag.

28. bis 29. September 2006
Fachkonferenz Sprachenerwerb, Ort: Berlin, Veranstalter: InWent, Nationale Agentur beim BIBB, PAD, Infos unter 
17. November 2006 bis 19. November 2006 

EXPOLINGUA 2006: "Mobil durch Sprachen", Ort: Berlin, Infos unter www.expolingua.de
29. November bis 02. Dezember 2006
Online Educa Berlin 2006, Informationen unter www.online-educa.com und www.icwe.net.

13. Februar 2007 bis 15. Februar 2007 

 LEARNTEC 2007: "Wissen, was kommt.", Ort: Karlsruhe, Infos unter www.learntec.de
27. Februar 2007 bis 03. März 2007 

didacta 2007: Europas größte Bildungsmesse zu Gast in Köln, Informationen unter www.didacta-koeln.de
12. September bis 14. September 2007
Zukunft Berufliche Bildung – Potentiale mobilisieren, Veränderungen gestalten, BIBB-Fachkongress, Ort: Düsseldorf, Infos unter www.bibb.de
Anhang

	Tab. E5-2A: Übernahmequoten der Betriebe in % der Ausbildungsabsolventen in den alten Ländern 2000 bis 2004 nach Betriebsgröße und Wirtschaftszweig*

	Betriebsgröße und Wirtschaftszweige
	2000
	2001
	2002
	2003
	2004

	
	in %

	Insgesamt
	60,4
	58,8
	57,0
	56,7
	53,8

	nach Betriebsgröße
	 
	 
	 
	 
	 

	1 bis 9 Beschäftigte
	45,7
	44,3
	46,6
	49,3
	39,1

	10 bis 49 Beschäftigte
	59,7
	50,6
	51,4
	53,9
	51,7

	50 bis 499 Beschäftigte
	65,3
	65,5
	61,8
	57,5
	59,0

	500 und mehr Beschäftigte
	72,4
	76,9
	72,1
	69,4
	66,2

	nach Wirtschaftszweig
	 
	 
	 
	 
	 

	Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
	43,5
	30,5
	14,8
	45,9
	36,2

	Bergbau, Energie, Wasserversorgung 
	73,1
	85,2
	72,0
	60,4
	75,7

	Nahrungs- und Genussmittel 
	64,9
	61,3
	58,3
	59,7
	66,5

	Verbrauchsgüter 
	65,3
	55,0
	60,9
	55,0
	65,5

	Produktionsgüter 
	79,3
	68,5
	72,5
	68,0
	70,0

	Investitions- und Gebrauchsgüter 
	70,8
	84,9
	80,0
	79,0
	76,1

	Baugewerbe 
	63,0
	64,7
	56,3
	54,2
	50,1

	Handel, Instandhaltung, Reparatur 
	63,0
	59,6
	56,4
	52,0
	53,6

	Verkehr, Nachrichtenübermittlung 
	74,4
	67,0
	63,9
	69,4
	49,7

	Kredit- und Versicherungsgewerbe 
	87,2
	85,0
	81,4
	74,5
	73,7

	Gastgewerbe 
	31,4
	28,3
	28,3
	32,6
	31,1

	Erziehung und Unterricht 
	9,4
	16,1
	16,2
	7,0
	24,8

	Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen 
	46,0
	49,7
	44,3
	48,5
	34,0

	Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen
	60,5
	44,6
	46,6
	62,9
	57,4

	Sonst. Dienstleistungen überw. für Unternehmen
	39,9
	33,7
	58,7
	42,8
	60,2

	Andere Dienstleistungen 
	52,6
	42,4
	52,9
	56,3
	53,5

	Organisationen ohne Erwerbscharakter/Staat 
	64,5
	60,7
	65,6
	65,2
	54,2

	Insgesamt
	60,4
	58,8
	57,0
	56,7
	53,8


	Tab. E5-3A: Übernahmequoten der Betriebe in % der Ausbildungsabsolventen in den neuen Ländern 2000 bis 2004 nach Betriebsgröße und Wirtschaftszweig*

	Betriebsgröße und Wirtschaftszweige
	2000
	2001
	2002
	2003
	2004

	
	in %

	Insgesamt
	46,0
	42,7
	44,1
	38,7
	41,2

	nach Betriebsgröße

	1 bis 9 Beschäftigte
	48,8
	41,3
	39,6
	30,2
	37,1

	10 bis 49 Beschäftigte
	49,5
	45,9
	49,8
	43,8
	48,7

	50 bis 499 Beschäftigte
	40,7
	43,7
	42,4
	39,4
	41,4

	500 und mehr Beschäftigte
	48,3
	35,9
	43,5
	36,9
	33,2

	nach Wirtschaftszweig

	Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
	38,7
	36,0
	30,9
	21,8
	40,6

	Bergbau, Energie, Wasserversorgung 
	68,2
	61,3
	66,3
	61,6
	53,8

	Nahrungs- und Genussmittel 
	47,9
	52,0
	50,6
	28,4
	31,0

	Verbrauchsgüter 
	74,5
	67,0
	51,8
	49,6
	54,1

	Produktionsgüter 
	68,4
	68,4
	60,0
	60,9
	68,9

	Investitions- und Gebrauchsgüter 
	74,3
	72,4
	69,6
	65,1
	67,2

	Baugewerbe 
	50,3
	48,1
	48,9
	44,2
	35,7

	Handel, Instandhaltung, Reparatur 
	53,6
	41,5
	49,0
	43,4
	48,8

	Verkehr, Nachrichtenübermittlung 
	67,3
	68,2
	67,0
	40,0
	72,2

	Kredit- und Versicherungsgewerbe 
	67,8
	75,4
	63,3
	71,9
	65,5

	Gastgewerbe 
	39,8
	49,7
	31,3
	31,4
	31,6

	Erziehung und Unterricht 
	10,8
	7,8
	3,4
	5,1
	6,3

	Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen 
	31,7
	32,6
	34,5
	32,3
	36,3

	Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen 
	43,6
	52,4
	43,6
	40,0
	43,9

	Sonst. Dienstleistungen überw. für Unternehmen 
	74,7
	39,9
	49,2
	44,3
	28,4

	Andere Dienstleistungen 
	75,3
	32,4
	62,0
	51,4
	70,0

	Organisationen ohne Erwerbscharakter/Staat 
	45,2
	47,2
	58,2
	48,5
	41,7

	Insgesamt
	46,0
	42,7
	44,1
	38,7
	41,2

	* 2000 bis 20003 berechnet nach Wirtschaftszweigklassifikation (WZ) '93, 2004 nach WZ '03.


Quelle: Internetausgabe des Bildungsberichts 2006, www.bildungsbericht.de
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